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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Mit dem Inkrafttreten des neuen Spielbankengesetzes mussten die Casinos Herisau (AR)
und Mendrisio (TI) ihre Tore schliessen. Da sie beim Erlass des Moratoriums 1996 noch
nicht im Besitz einer vom Bund genehmigten kantonalen Bewilligung gewesen waren,
konnten sie nicht von der Übergangsregelung für den Erhalt einer provisorischen B-
Konzession profitieren. Dies wurde besonders im Fall Mendrisio nicht nur von den
Direktinteressierten, sondern auch von vielen nationalen Parlamentariern als ungerecht
empfunden, da dieses Gesuch mehrere Monate vor dem Moratorium beim Bund
eingereicht, aber – im Gegensatz zu gleichzeitig eingereichten anderen Gesuchen –
nicht entschieden worden war. Nachdem der Bundesrat einem Ersuchen der GPK des
Nationalrats nicht entsprochen hatte, wegen dieser von der GPK der Bundesverwaltung
angelasteten Verzögerung auch Mendrisio eine provisorische Konzession zu erteilen,
reichte Nationalrat Stamm (fdp, AG) eine von 100 Abgeordneten unterzeichnete
parlamentarische Initiative (00.423) ein. Diese wollte Mendrisio und Herisau mit einer
Teilrevision des Spielbankengesetzes zu einer Gleichbehandlung mit den anderen
provisorisch konzessionierten Casinos verhelfen. Eine derartige auf den Vollzug eines
Einzelfalls beschränkte Gesetzesrevision ging der Rechtskommission des Nationalrats
jedoch zu weit. Ihr Antrag, der Initiative keine Folge zu geben, setzte sich knapp durch.
Mehr Glück hatte eine analoge parlamentarische Initiative Lombardi (cvp, TI) in der
kleinen Kammer. Namentlich mit dem Argument, damit einen Grund für eine vertiefte
Abklärung des kritisierten Verwaltungshandelns zu haben, beantragte die
Rechtskommission erfolgreich, der Initiative Folge zu geben. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge, welche ein
schweizerisches Rahmengesetz für kommerziell angebotene Risikoaktivitäten im
Outdoorbereich sowie das Bergführerwesen verlangt. Namentlich Unfälle bei
gewerbsmässig durchgeführten Flussfahrten (River-Rafting) und Schluchtbegehungen
(Canyoning) hatten das Bedürfnis nach einer einheitlichen Regelung geweckt.
Wichtigstes Element des neuen Gesetzes sollen klare Anforderungen an den
Ausbildungsstand der Führer sein. Dieser neue eidgenössische Standard ist nach
Ansicht des Initianten auch deshalb wichtig, weil mit der Einführung der
Personenfreizügigkeit jede Person mit einem von der EU anerkannten Führerausweis
derartige Aktivitäten in der Schweiz wird anbieten können. Der Antrag der
vorberatenden Nationalratskommission, auf ein Rahmengesetz zu verzichten und vom
Bund aus nur die Bemühungen der Branchenverbände um einheitliche
Sicherheitsbestimmungen zu koordinieren und zu unterstützen, fand im Plenum keine
Mehrheit. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2001
HANS HIRTER

Da der Ständerat im Vorjahr einer entsprechenden parlamentarischen Initiative
Lombardi (cvp, TI) Folge gegeben hatte, musste seine Kommission eine Gesetzesvorlage
ausarbeiten, welche den beiden Spielkasinos Herisau (AR) und Mendrisio (TI) die
provisorische Wiederaufnahme des vom Bundesrat untersagten Betriebs bis zum
Entscheid über die definitive Konzessionserteilung ermöglicht hätte. Der Ständerat
hiess dieses Ausnahmegesetz gut, der Nationalrat trat aber auf Antrag seiner
Rechtskommission nicht darauf ein. Nachdem der Bundesrat seinen Entscheid über die
Konzessionen gefällt hatte (Mendrisio erhielt eine Kursaalbewilligung), schloss sich der
Ständerat dem Nichteintretensentscheid der grossen Kammer an. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2001
HANS HIRTER

Die WAK des Ständerats beantragte mit einer parlamentarischen Initiative, den Ende
2003 auslaufenden reduzierten Sondersatz der Mehrwertsteuer für
Beherbergungsleistungen von 3,6% (statt 7,6%) um weitere drei Jahre zu verlängern. In
ihrer Begründung hielt die WAK unter anderem fest, dass erstens rund 60% der
Leistungen dieser Branche an im Ausland ansässige Personen verkauft (also eigentlich
exportiert) werden, dass zweitens die 1996 erfolgte Einführung des reduzierten Satzes
die Nachfrage belebt habe und dass drittens auch eine Mehrheit der EU-Staaten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.09.2002
HANS HIRTER
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Sondersteuersätze für den Tourismus kennen würden. Der Bundesrat sprach sich in
seiner Stellungnahme grundsätzlich gegen diesen Sondersatz aus, der als unspezifische
Massnahme auch einer Politik der gezielten Branchenförderung widerspreche. Das
Argument der internationalen Wettbewerbsfähigkeit liess er nicht gelten, da der
schweizerische Normalsteuersatz immer noch günstiger sei als die meisten der
reduzierten Sätze in den EU-Staaten. Trotz dieser Einwände erklärte er sich mit einer –
seiner Ansicht nach allerdings definitiv letzten – Verlängerung bis Ende 2006 als
Übergangsmassnahme einverstanden. Der Ständerat hiess die Verlängerung des
Sondersteuersatzes ohne Gegenstimme gut. 4

Gegen den Widerstand der SP und der Grünen bestätigte der Nationalrat den Beschluss
des Ständerats, den Ende 2003 auslaufenden reduzierten Sondersatz der
Mehrwertsteuer für Beherbergungsleistungen von 3,6% (statt 7,6%) um weitere drei
Jahre zu verlängern. Im Rahmen der Sparmassnahmen hatte das Bundesamt für Statistik
geplant, auf die Beherbergungsstatistik zu verzichten, und damit rund 2 Mio Fr.
einzusparen. Die Branche wehrte sich gegen die für ihr Marketing wichtige
Vollerhebung, und der Ständerat verabschiedete eine Empfehlung Hess (fdp, OW;
03.3347), auf diese nicht zu verzichten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Die WAK des Ständerates beschloss im Frühjahr, eine parlamentarische Initiative für
eine Verlängerung des ermässigten Sondersatzes der MWST von 3,6% für
Übernachtungen in Hotels auszuarbeiten. Die WAK des Nationalrats erklärte sich mit
dieser neuerlichen Verlängerung der Reduktion bis Ende 2010 einverstanden. Der
Bundesrat bekämpfte diesen Vorschlag im Gegensatz zum letzten Mal, als das Parlament
eine Verlängerung beschlossen hatte, nicht mehr. Da er eine umfassende
Neukonzeption der Mehrwertsteuer mit einem einheitlichen Satz anstrebe, verzichte er
darauf, die Verlängerung der Gültigkeit einzelner Sondersätze zu bekämpfen. Diese
Ausnahmen würden dann, so seine Hoffnung, der Reform ohnehin zum Opfer fallen.
Gegen den Widerstand der SP und der GP im Nationalrat stimmte das Parlament der
Verlängerung der Gültigkeitsdauer des Sondersatzes für die Hotellerie zu. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2005
HANS HIRTER

Bei einigen der im alpinen Tourismusgebiet konzessionierten Spielbanken entsprachen
die Umsätze und Gewinne bei weitem nicht den Erwartungen. Diejenigen von Arosa (GR)
und Zermatt (VS) hatten ihren Betrieb mangels ausreichender Rendite bereits 2003
eingestellt; diejenigen in Davos und St. Moritz (beide GR) kämpfen bis heute mit grossen
wirtschaftlichen Problemen. Andere wie Crans-Montana (VS) und Interlaken (BE)
erwirtschafteten hingegen von Anfang an Gewinne. Zwei Parlamentarier aus
Graubünden verlangten jetzt mit parlamentarischen Initiativen eine Lockerung der
Konzessionsbestimmungen. Diese sehen heute vor, dass der an den Bund abzuliefernde
Abgabesatz während einer Startphase von vier Jahren auf bis zu 20% reduziert werden
kann. Ständerat Brändli (svp) forderte in seiner Initiative, dass diese Erleichterung für
sich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befindende Spielbanken nicht nur für die
Startphase, sondern unbeschränkt gelten soll. Nationalrat Bezzola (fdp; 05.424) ging
etwas weniger weit und verlangte, diese Startphase auf acht Jahre zu verlängern.
Nachdem die Rechtskommissionen beider Räte diesen Initiativen Folge gegeben hatten,
arbeitete diejenige des Ständerats eine Vorlage aus. Diese sieht eine Verlängerung der
Startphase auf sieben Jahre vor. Der Bundesrat sprach sich gegen diesen Antrag aus, da
damit die Gleichbehandlung der Casinos verletzt würde. Es sei zudem grundsätzlich
nicht Aufgabe des Bundes, die beiden privaten Aktiengesellschaften der Kasinos Davos
und St. Moritz mit zusätzlichen Steuerermässigungen zu fördern. Dies gelte umso mehr,
als die Existenz dieser Spielbanken entgegen den Erwartungen offenbar keine positiven
Auswirkungen auf den Tourismus in den beiden Regionen gehabt hätten. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2006
HANS HIRTER

Der Nationalrat war im Jahr 2001, nach einem Unfall mit mehreren Todesopfern, der
Ansicht gewesen, das immer breitere Angebot von risikoreichen
Freizeitbeschäftigungen wie Bergsteigen, Riverrafting, Canyoning etc. durch
kommerzielle Anbieter erfordere einen nationalen rechtlichen Rahmen. Er hatte
deshalb einer parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) Folge gegeben und seine
Rechtskommission mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Gesetzes beauftragt.
Diese schlug nun vor, für Bergführer und Skilehrer für Abfahrten ausserhalb markierter
Pisten sowie für gewerbsmässige Anbieter der genannten übrigen Aktivitäten

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.07.2007
HANS HIRTER
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Sorgfaltspflichten aufzustellen, die Einhaltung von Sicherheitsanforderungen
vorzuschreiben und zudem eine Bewilligungspflicht einzuführen. Letztere soll
insbesondere vom Nachweis einer Haftpflichtversicherung, sowie, für Bergführer und
Skilehrer, dem Bestehen einer Fachprüfung abhängig sein. Die Vernehmlassung ergab
ein sehr gemischtes Resultat da sich fast die Hälfte der Kantone gegen die
Notwendigkeit einer Regelung auf Bundesebene aussprach. Materiell wurden die
Bewilligungspflicht und vor allem das Haftpflichtversicherungsobligatorium von vielen
Kantonen und von den Anbietern abgelehnt. Diese Kritik führte dazu, dass sich die
Kommission nur mit sehr knapper Mehrheit hinter das neue Gesetz stellte. Der
Bundesrat sprach sich gegen das neue Gesetz aus. Da die vom Gesetz betroffenen
Aktivitäten fast ausschliesslich in den Gebirgskantonen stattfinden würden, sei es
seiner Meinung nach an diesen, die erforderlichen Gesetze zu schaffen. Dass sie dazu
gewillt seien, habe beispielsweise der Kanton Wallis, der im Berichtsjahr als erster
Kanton ein Gesetz über Risikosportarten beschlossen hat, bereits bewiesen. Diese
negative Stellungnahme der Regierung vermochte die Mehrheitsverhältnisse in der
Rechtskommission umzukehren. Sie empfahl nun ebenfalls, die Sache nicht weiter zu
verfolgen und die parlamentarische Initiative Cina abzuschreiben. Im Nationalrat
stellten sich die CVP, die SP, die Grünen und eine Minderheit der FDP gegen die
Rechtskommission und hinter die Idee eines einheitlichen, landesweit geltenden
Gesetzes. Sie vermochten sich relativ klar, mit 98 zu 75 Stimmen, durchzusetzen. 8

Mit dem Ziel, verschiedene für den Tourismus wichtige Gesetzesbestimmungen über
die Förderung, Ausbildung, Zusammenarbeit und Statistik in einem Rahmengesetz über
den Tourismus zusammenzufassen, hatten Nationalrat Vollmer (sp, BE; 06.449) und
Ständerat Maissen (cvp, GR) im Vorjahr je eine parlamentarische Initiative eingereicht.
Die WAK beider Räte sahen in diesem Projekt wenig Sinn; insbesondere wäre dieses
Gesetz ihrer Meinung nach auch nicht geeignet, die Stellung der Tourismusbranche zu
verbessern. Die beiden Ratskammern folgten dieser Ansicht und gaben den Initiativen
mit 21 zu 14 (Maissen) resp. 88 zu 48 (Vollmer) Stimmen keine Folge. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2007
HANS HIRTER

2007 hatte es der Nationalrat abgelehnt, auf ein nationales Gesetz über gefährliche
Freizeitbetätigungen wie Bergsteigen, Skitouren, Riverrafting etc. zu verzichten und die
Regelung der Zulassung und der Sicherheitsvorschriften für gewerbsmässige Anbieter
den Kantonen zu überlassen. Diesen Verzicht hatten damals der Bundesrat und die
Rechtskommission des Nationalrats, welche mit der Umsetzung einer 2001
angenommenen parlamentarischen Initiative Cina (cvp, VS) befasst war, beantragt. Die
Rechtskommission präsentierte nun nochmals eine Vorlage, die weitgehend mit der
ersten Version übereinstimmte. Angesichts der existierenden kantonalen Vorschriften
und der Selbstregulierung der Anbieter empfahl sie aber wieder, auf ein nationales
Gesetz zu verzichten und die Initiative abzuschreiben. Eine aus Abgeordneten sowohl
bürgerlicher als auch linker Parteien gebildete Kommissionsminderheit beantragte
aber, der Initiative Folge zu geben und dem neuen Gesetz zuzustimmen. Diese national
einheitlichen Vorschriften über die Bewilligung kommerzieller Angebote entsprächen
einem Bedürfnis und würden auch vom Schweizerischen Bergführerverband
befürwortet. Verzichte man darauf, könnten Anbieter aus Kantonen ohne Regelungen
oder aus dem Ausland Schlupflöcher ausnützen. Das Plenum liess sich davon
überzeugen und gab der Initiative mit 95 zu 74 Stimmen Folge. Es stimmte
anschliessend auch dem neuen „Bundesgesetz über das Bergführerwesen und
Anbietern weiterer Risikoaktivitäten“ zu. Mit 83 zu 82 Stimmen fiel das Ergebnis
allerdings äusserst knapp aus. Während die CVP klar dafür und die GP klar dagegen
votierten, waren FDP, SP und SVP gespalten. Bei den beiden ersten Fraktionen überwog
die Zustimmung, bei der SVP die Ablehnung (Schlussabstimmung 2010) 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2009
HANS HIRTER
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